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I. Unterschiedliche «Verfassungsgeschichten» 
Diese Darstellung legt ihr Gewicht auf die ideengeschichtlichen Einflüsse im 
19. Jahrhundert und die wichtigsten Werte des kollektiven Denkens, welche die 
schweizerische Verfassungsgeschichte begleiten. Es ist in dieser kurzen Über-
sicht unmöglich, Details zur Entwicklung der demokratischen Rechte, zu den 
Grundrechten, zu den Bundeskompetenzen und zu weiteren wichtigen Eckpfei-
lern des schweizerischen Bundesstaates darzulegen. Diesbezüglich sei auf die 
ausführlichen Gesamtdarstellungen (vgl. HIS, Geschichte, 1–3; AUBERT, Petite 
histoire, xxx; KÖLZ, Verfassungsgeschichte I–II) und auf die Vorbem. zu den 
entsprechenden Titeln in diesem Komm. verwiesen. 
Eine nüchterne Betrachtung der schweizerischen Verfassungsgeschichte trifft auf 
eine Schwierigkeit: Um den verschiedenen Gefahren für den inneren Zusam-
menhalt und die staatliche Existenz des Bundesstaats zu begegnen, sind in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts und seit den 1930er Jahren Mythen aus der 
alten Schweizergeschichte fruchtbar gemacht worden. Diese Mythen bildeten 
eine nationale Identität, die der ideologischen Bedrohung durch den Nationalso-
zialismus und den Kommunismus entgegentreten konnte. In diesem Prozess der 
Verteidigung wurden unangenehme geschichtliche Tatsachen des 18. und 
19. Jahrhunderts verdrängt (KÖLZ, Verfassungsgeschichte I, 264), um eine wehr-
fähige Heldengeschichte zu gewinnen. Die nachfolgende Darstellung durch-
bricht notwendigerweise diese mythischen Geschichten (vgl. hinten, Rz. 4 f., 6, 
19, 38 f.). 
II. Auf dem Weg zur Bundesverfassung von 1848 
1. Situation an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert 
Mit dem Einmarsch der französischen Armeen ab Januar 1798 brach das Ancien 
Régime der Alten Eidgenossenschaft zusammen. Die Eidgenossenschaft war 
schon früh in die geistige Einflusssphäre Frankreichs geraten. So wurden die 
politischen Ideen der Aufklärung selbst in den aristokratischen Kantonen aufge-
nommen. Der Basler Oberzunftmeister PETER OCHS (1752–1821) war Anhänger 
der Französischen Revolution und zur Revolutionierung der Alten Eidgenossen-
schaft ausersehen. Im mächtigen Bern bestand über die zu verfolgende Politik 
gegenüber Frankreich ein Zwiespalt. Die «Friedenspartei» versuchte Frankreich 
mit verbalen Konzessionen bezüglich der inneren Staatsstruktur zu besänftigen. 
So verfasste der spätere Restaurator CARL LUDWIG VON HALLER (1768–1854) 
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sungsentwurf für Bern (Auszug bei A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 188 f.; 
Politisches Jahrbuch der Schweizerischen Eidgenossenschaft 1896, 270 ff.). Die 
«Kriegspartei» wollte Frankreich militärisch entgegentreten. Daraus resultierte 
ein unentschlossenes Verhalten Berns, das in der Schlacht von Neuenegg am 
5. März 1798 mit einem Sieg und gleichentags am Grauholz mit einer vernich-
tenden Niederlage endete. Das alte Bern war geschlagen und die französischen 
Truppen konnten in Bern und im Anschluss daran auch in der übrigen Schweiz 
einmarschieren. 
Die diktierte Ordnung der am 12. April 1798 proklamierten Helvetischen Repub-
lik mit ihrer Verfassung, dem abgeänderten Entwurf von PETER OCHS (Text bei 
A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 189 ff.), dem «Ochsenbüchlein», wie sie der 
Volksmund bezeichnete, liess sich durch die Besatzungsmacht nur mühsam auf-
rechterhalten. Nach der Errichtung dieser französischen Satellitenrepublik brach 
eine unruhige Zeit an. So wurde OCHS, der Präsident des helvetischen Direktori-
ums, bereits am 25. Juni 1799 gestürzt. Die Helvetische Republik war trotz ein-
heimischer Anhängerschaft nicht lebensfähig. NAPOLEON BONAPARTE (1769–
1821), der ab 1799 sukzessive die Macht in Frankreich an sich gerissen hatte 
und sich 1804 selbst zum Kaiser NAPOLEON krönte, zog 1802 die Besatzungs-
truppen absichtsvoll zurück. Nachdem das erwartete Chaos ausgebrochen war, 
diente ihm dieses als Vorwand für den Wiedereinmarsch der Truppen und seine 
Mediation. BONAPARTE soll in den Verhandlungen von St. Cloud am 12. De-
zember 1802, als den Schweizer Vertretern die Mediationsakte übergeben wurde, 
gesagt haben: «Glückliche Ereignisse haben mich an die Spitze der französi-
schen Regierung berufen, und doch würde ich mich für unfähig halten, die 
Schweizer zu regieren» (A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 210 f.). BONAPARTES 
Mediationsverfassung vom 19. Februar 1803 (Text bei A. KLEY, Verfassungsge-
schichte, 211 ff.) erwies sich in der Folge als tragfähig, aber sie beliess die Eid-
genossenschaft unter französischem Protektorat. 
Nach NAPOLEON Niederlage in der Völkerschlacht von Leipzig am 16.–19. Ok-
tober 1813 besetzten die Alliierten die Schweiz. Die Gesandten der alten Kanto-
ne setzten am 29. Dezember 1813 die Mediationsakte ausser Kraft. Schon am 
24. Dezember 1813 forderte die wiedereingesetzte Berner Patrizierregierung in 
der sog. «unglücklichen» Proklamation die Untertanengebiete (Aargau und 
Waadt) zurück. Bern und die alten Kantone wollten mit Hilfe der monarchischen 
Grossmächte zur Ordnung vor 1798 und damit zur Herrschaft über die Unterta-
nengebiete zurückkehren. Diese Rechnung ging nicht auf, weil nach einem er-
folglosen österreichischen Täuschungsmanöver der russische Zar ALEXANDER I. 
(1777–1825) alarmiert war. Er wollte die Schweiz dem Zugriff ihrer Nach- 
barn entziehen, indem er ihre Neutralität forderte. Auch verlangte ALEXANDER, 
dass kein Kanton über einen andern Kanton herrschen dürfe (HILTY, Tagsat- 
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[1754–1838] erzogenen) russischen Zaren und seines Aussenministers, des Grie-
chen JEAN ANTOINE CAPODISTRIA (1775–1831), ermöglichte die Eigenexistenz 
der Schweiz. CAPODISTRIA verhinderte die von Bern anbegehrte Rückkehr der 
Waadt und des Aargau zu Bern. Ohne Russlands Vermittlungsbemühungen hätte 
es keine neutrale Eidgenossenschaft gegeben. Vielmehr hätte diese fortan einem 
oder mehreren ihrer Nachbarn angehört, was aber den Absichten Russlands zu-
widerlief. 
Nach endlosen Verhandlungen in der «langen Tagsatzung», verursacht durch die 
Uneinigkeit der Kantone und das hartnäckige Bestreben Berns, die Herrschaft 
über die ehemaligen Untertanenlande wieder zu erlangen, gelang dank dem 
Druck der Grossmächte die Schaffung eines Bundesvertrages. Dieser kam zu-
stande, weil die Erledigung der Gebietsstreitigkeiten in der separaten Überein-
kunft vom 16. August 1814 auf später verschoben wurde. Der Wiener Kongress 
genehmigte den Bundesvertrag vom 7. August 1815 (Text bei A. KLEY, Verfas-
sungsgeschichte, 214 ff.), strich aber zuvor die Übereinkunft in seiner Erklärung 
zur Schweiz vom 20. März 1815 und erledigte damit die Gebietsstreitigkeiten 
auf einen Schlag. Die Uneinigkeit der Schweizer Kantone nahm diese derart in 
Anspruch, dass sogar Gebietsbereinigungen der Kantone gegenüber dem Aus-
land (Büsingen, Konstanz, Campione, Veltlin usw.) unterblieben. CARL HILTY 
(1833–1909) bezeichnete die Lage treffend: «Die nämlichen Magistraten, die 
keine Energie gegen Oesterreicher und Russen entwickelt hatten, fanden sie 
sofort zum Krieg gegen ihre eigenen Landsleute» (Tagsatzung, 231 f.). Immer-
hin konnte nachträglich Genf noch über eine Landverbindung an das Gebiet der 
Eidgenossenschaft angeschlossen werden, nachdem es zuerst bloss auf dem 
Seeweg erreichbar war. Nidwalden musste nach Abschluss des Bundesvertrages 
militärisch zum Beitritt gezwungen werden. Die Eidgenossenschaft befand sich 
in einer prekären Verfassung, hatte aber immerhin einen von den europäischen 
Grossmächten geschaffenen Ausgangspunkt für eine staatliche Entwicklung. Für 
HILTY war es eine neue «Vermittlung», ein neues Protektorat, nun aber mit dem 
Unterschied, dass die Garantie nicht von einer, sondern von fünf Grossmächten 
übernommen wurde (Tagsatzung, 356, Fn. 1 und 209, Fn. 1). Der von der Me-
diationsakte BONAPARTES inspirierte Bundesvertrag war jedoch nicht das allein 
entscheidende Dokument bis 1848. Vielmehr setzte erst die Deklaration der 
Kongressmächte vom 20. März 1815 jeglichem innerschweizerischen Streit ein 
Ende. Sie war somit «die eigentliche Grundlage der schweizerischen Staatsver-
fassung bis zum Jahre 1848» (HILTY, Tagsatzung, 337). Heute erinnert in der 
Verfassung nebst der Anrufung Gottes in der Präambel auch die Reihenfolge der 
aufgezählten Kantone in Art. 1 an den Bundesvertrag (Komm. zu Art. 1, Rz. 8). 
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2. Ideengeschichtliche Einflüsse in der Zeit von 1815 bis 1848 
Die Zeit von 1815 bis 1830 wird häufig (nach CARL LUDWIG VON HALLER 
[1768–1854], «Die Restauration der Staatswissenschaft», Textauszug bei 
A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 217 f.) als Restauration, d.h. als Rückkehr zu 
den Verhältnissen vor 1798 bezeichnet, was den historischen Gegenstand jedoch 
nur ungenau trifft. Eine Restauration im Sinne der Ideen HALLERS (Wiederher-
stellung der vorrevolutionären Ordnung) kam nicht in Frage, da die monarchi-
schen Grossmächte den alten Kantonen die Rückkehr zum Ancien Régime  
verboten (§ 7 Bundesvertrag 1815). Ferner blieben die liberalen Ideen in den 
Verfassungen der neuen Kantone während der Restauration erhalten. So statuier-
te die aus verworrenen Umständen hervorgegangene Tessiner Kantonsverfassung 
von 1815 etwa die Volkssouveränität. In den neuen Kantonen fehlte eine Aristo-
kratie, welche die alte Herrschaft hätte ausüben können. Verschiedene politische 
Ideen der Aufklärung und der Französischen Revolution wurden dadurch in den 
neuen Kantonen bewahrt. Sie sollten sich etwa im Tessin schon vor der Juli-
Revolution in Paris 1830 und nachher auch in den anderen Kantonen entwickeln. 
Diese Zeit ab 1830 wird deshalb gerne als Regeneration (Wiederbelebung der 
Ideen der Französischen Revolution) bezeichnet. 
Auf die Entstehung einzelner regenerierter Kantonsverfassungen hatte LUDWIG 
SNELL (1785–1854) einen massgeblichen Einfluss. SNELL stammte aus Nassau 
in Deutschland, war Gymnasialdirektor in Wetzlar und Publizist. 1827 floh er 
vor politischer Verfolgung in Deutschland nach Basel, wo sein Bruder Wilhelm 
Staatsrechtsprofessor war. Wenig später wechselte SNELL nach Zürich, wo er 
rasch zu einem einflussreichen Theoretiker der liberalen Partei wurde. Aus sei-
ner Feder stammte der «Entwurf einer Verfassung nach dem reinen und ächten 
Repräsentativsystem das keine Vorrechte oder Exemptionen kennt, sondern auf 
der Demokratie beruht» vom Januar 1831 (Text bei A. KLEY, Verfassungsge-
schichte, 219 ff.). Bei diesem weitverbreiteten Verfassungsentwurf handelte es 
sich um das Schlüsseldokument für die regenerierten Kantonsverfassungen. 
Nach dem Tessin (1830) erneuerten 1831 St. Gallen, Zürich und weitere Kantone 
ihre Verfassungen in diesem liberalen Sinne (KÖLZ, Verfassungsgeschichte I, 
215 ff.). Über SNELL und eine Reihe weiterer Denker und Politiker, wie etwa 
HEINRICH Zschokke (Aarau, 1771–1848), JAMES FAZY (Genf, 1794–1878), 
DIETRICH SCHINDLER (Glarus, 1795–1882), ANTON HENNE (St. Gallen, 1798–
1870), THOMAS BORNHAUSER (Thurgau, 1799–1856), HENRI DRUEY (Waadt, 
1799–1855) oder die Gebrüder HANS und KARL SCHNELL (Burgdorf, 1793–
1865 bzw. 1786–1844) war ein starker Einfluss der radikaldemokratischen Idea-
le der Französischen Revolution zu verzeichnen: Die Schweiz hat im 19. Jahr-
hundert politische Ideen der Französischen Revolution übernommen und sich 
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tionsbestand) zu eigen gemacht, wie etwa die Garantie der Freiheitsrechte, die 
Rechtsgleichheit, das Gewaltenteilungsprinzip sowie die demokratischen Institu-
tionen aus der radikalen Phase der Französischen Revolution. Diese Übernahme 
wurde wegen des aus der Helvetik herrührenden schlechten Ansehens der Fran-
zösischen Revolution fast nie offengelegt. So konnte später etwa der Mythos 
entstehen, die direkte Demokratie sei eine Eigenentwicklung der Schweizer. 
Das Nebeneinander verschiedener politischer Grundausrichtungen musste zu 
Spannungen im Verhältnis zwischen den Kantonen führen. So war klar, dass die 
Regenerationsbewegung auch auf eine Revision des Bundesvertrages von 1815 
in liberalem Sinne hinwirkte, was die nicht regenerierten Kantone bekämpften. 
Dabei wirkte sich das Fehlen von Revisionsbestimmungen im Bundesvertrag 
gravierend aus, da der Revisionsstreit nicht in ordentliche verfahrensmässige 
Bahnen geleitet werden konnte. 
3. Revisionsversuche des Bundesvertrages, Verschärfung des 
Konflikts und Sonderbundskrieg 
In die Zeit von 1831 bis 1833 fielen gescheiterte Versuche zur Revision des 
Bundesvertrages. Die Errichtung liberaler Demokratien in einzelnen Kantonen 
erlaubte die Erprobung neuer Freiheiten und Rechte. Als sich diese bewährten, 
lag ihre Übernahme auf Bundesebene nahe. Ferner versprach sich das aufstre-
bende Wirtschaftsbürgertum von der Errichtung eines Bundesstaates auch eine 
Beseitigung der Hindernisse im interkantonalen Verkehr und die Schaffung eines 
gemeinsamen Marktes. 1832 beschloss die Tagsatzung in Luzern die Erstellung 
des Entwurfs einer Verfassung mit Legislative, Exekutive und Judikative auf 
Bundesebene. Der Entwurf stammte von GALLUS JAKOB BAUMGARTNER und 
PELLEGRINO ROSSI (1787–1848), wogegen der Bericht zum Entwurf der Tagsat-
zungskommission von ROSSI abgefasst war. ROSSI stammte aus Italien, war 
Genfer Bürger geworden und wurde 1832 Genfer Tagsatzungsabgeordneter (vgl. 
ALFRED DUFOUR, Hommage à Pellegrino Rossi: Genevois et Suisse à vocation 
européenne, Genève 1998). Nachdem dieser erste Entwurf auf keine Mehrheit 
stiess, beschloss im Jahr darauf die Tagsatzung in Zürich die Erstellung eines 
abgeschwächten Entwurfs, der aber ebenfalls keine Mehrheit fand. Die Angele-
genheit blieb in der Folge offen, aber wegen der fehlenden Mehrheit in der 
Tagsatzung ohne Erfolgsaussichten. 
Ein wichtiger Träger liberaler Verfassungsideen in der Zeit der Regeneration war 
der 1824 in Aarau gegründete eidgenössische Schützenverein. Die eidgenössi-
schen Schützenfeste waren liberale politische Versammlungen, welche eine Re-
form des Bundes ideell unterstützten. Hier forderten kantonale Politiker die 
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ten Schweiz vorbereitet. Diese sog. «Eidgenössischen» entwickelten sich zu 
nationalen Anlässen mit entsprechender Ausstrahlung, die die auftretenden Red-
ner zu nutzen wussten. Alle wichtigen politischen Fragen wurden bis 1848 an 
den Schützenfesten verhandelt, wo die liberale Partei den Ton angab und das 
republikanisch-vaterländische Gefühl zum Ausdruck kam. 
Die Spannungen zwischen Regenerations- und konservativen Kreisen wurden in 
den 1840er Jahren durch konfessionelle Konflikte noch verschärft. 1841 über-
nahm im Aargau eine liberal-protestantisch gesinnte Regierung die Macht. Ihr 
Versuch, die Klöster im Kantonsgebiet aufzuheben, führte zu einem Aufstand im 
katholischen Freiamt. Die Klosteraufhebung widersprach § 12 des Bundesver-
trages von 1815, was durch eine ausserordentliche Tagsatzung festgestellt wur-
de. Der Aargau stellte 1843 wenigstens die Frauenklöster wieder her. 
Als Reaktion auf den Aargauer Klosterstreit berief die konservative Luzerner 
Regierung 1844 die Jesuiten nach Luzern. Die Jesuiten vertraten einen kämpferi-
schen Anti-Liberalismus. Auf die Liberalen und die Protestanten wirkte dieser 
Schritt wie eine Kriegserklärung. Am 8. Dezember 1844 unternahmen Luzer- 
ner Liberale mit ausserkantonaler Unterstützung den ersten Freischarenzug, ei-
nen antiklerikalen Umsturzversuch, der allerdings scheiterte. In der liberalen 
Schweiz ging die Propaganda gegen die Jesuitenberufung in Luzern weiter. Im 
März 1845 erfolgte der zweite Freischarenzug, jetzt vor allem aus ausserkanto-
nalen Bewaffneten gebildet. Doch auch dieses Unternehmen schlug fehl und es 
waren rund 100 Tote zu zählen. Die Freischarenzüge waren nicht einfach private 
Unternehmungen, wurden sie doch von einzelnen Kantonsregierungen heimlich 
unterstützt. 
Luzern hatte das Recht auf seiner Seite, und die Tagsatzung erliess 1845 ein 
Verbot der Freischarenzüge. Dennoch fühlte sich Luzern weiterhin bedroht und 
verbündete sich 1845 im Geheimen mit den Kantonen Uri, Schwyz, Ob- und 
Nidwalden, Zug, Freiburg und Wallis zum «Sonderbund». Dieser wurde im Juni 
1846 bekannt und löste einen Sturm der Entrüstung aus, der den liberalen Kräf-
ten wieder Auftrieb verlieh. Die Tagsatzung rang sich am 20. Juli 1847 mit 
knapper Mehrheit zum Entscheid durch, dass der Sonderbund aufzulösen sei. 
Die Sonderbundskantone suchten in der Folge Unterstützung bei den katholi-
schen Grossmächten Österreich, Frankreich und Sardinien, was zu einer gefähr-
lichen Internationalisierung des innerschweizerischen Konflikts führte. Am 
29. Oktober 1847 verliessen die Gesandten der Sonderbundskantone die eidge-
nössische Tagsatzung, worauf diese am 4. November 1847 die militärische Exe-
kution ihres Entscheids vom 20. Juli beschloss. 
Die anschliessenden militärischen Operationen unter dem Oberbefehl von Gene-
ral GUILLAUME HENRI DUFOUR (1787–1875) dauerten nur 26 Tage. Als der 
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zweiten Freischarenzug. Der Widerstand Englands und die sich abzeichnende 
Pariser Februarrevolution von 1848 verhinderten ein Eingreifen Preussens und 
der katholischen Mächte in die Schweizer Auseinandersetzungen. 
4. Bundesverfassung 1848 
Mit der militärischen Niederlage der Sonderbundskantone war – nach der blo-
ckierten Situation bei den Reformversuchen von 1832/1833 – der Weg frei für 
eine Revision des Bundesvertrags von 1815. Sie wurde zwischen Februar und 
Juni 1848 von einer Revisionskommission der Tagsatzung entworfen und von 
der Tagsatzung selbst beraten und angenommen. Dabei konnten die Kräfte, die 
sich für die Schaffung eines Bundesstaates einsetzten, davon profitieren, dass die 
Konservativen auf Bundesebene uneins sowie die europäischen Mächte mit re-
volutionären Umbrüchen in den eigenen Ländern beschäftigt waren und trotz 
formellen Protesten nicht einzugreifen wagten. Die BV 1848 beruhte zum Teil 
auf den Vorarbeiten von PELLEGRINO ROSSI im Entwurf von 1832 (vgl. vorne, 
Rz. 10) und zum Teil auf ausländischen Vorbildern (z.B. Zweikammersystem der 
USA, vgl. entsprechende Aufrufe von IGNAZ TROXLER [1780–1866; Text bei 
A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 247 f.] und LUDWIG SNELL, Leitende Ge-
sichtspunkte für eine schweizerische Bundesrevision, mitgeteilt vom Zentralko-
mitee des schweizerischen Volksvereins, Bern 1848). 
Die Wende von 1847/48 wird gewöhnlich als «Gründung des Bundesstaats» 
bezeichnet. Freilich wird dabei übersehen, dass der Bundesvertrag seit 1815 
durch ein Geflecht von Konkordaten vertieft wurde (ANDREAS KLEY, Bundes-
kompetenzen mit ursprünglich derogatorischer Wirkung aus historischer Per-
spektive, recht 1999, 189 ff.). Mit der BV 1848 (Text mit Bericht der Kommissi-
on bei A. KLEY, Verfassungsgeschichte, 249 ff.) setzte eine allmähliche und vor-
sichtige Weiterentwicklung ein. Der 1848 erneuerte Bund konnte die erwähnten 
Konkordate in BG umformen. Zunächst war von den neuen Bundesbehörden in 
den Kantonen noch wenig zu spüren. Denn diese hatten mit der Einrichtung und 
aussenpolitischen Absicherung des erneuerten Bundes alle Hände voll zu tun. So 
wurde General DUFOUR nach dem Sonderbundskrieg 1847 bereits 1849 (Unru-
hen in Baden) sowie 1856 (Neuenburger-Handel) und 1859 (Krieg in Nordita-
lien) erneut zum General gewählt. 
Die BV 1848 verband das nationale Prinzip mit der Achtung vor den Kantonen 
(J.-F. AUBERT, Komm. aBV, Geschichtliche Einleitung, Rz. 110). Das Vorbild 
der Vereinigten Staaten von Amerika mit dem Dualismus von Bund und Kanto-
nen liess ein erfolgreiches und dauerhaftes Gefüge errichten. Dieses stellte si-
cher, dass der Bund nicht allein über die Kompetenzabgrenzungen zwischen 
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und beschränkten sich auf Materien, die fast zwingend dem Gesamtstaat vorbe-
halten waren, wie etwa die Aussenpolitik, das Zoll- und Postwesen, das Münzre-
gal und die einheitliche Definition von Mass und Gewicht. Die staatsrechtliche 
Ordnung mit dem BR als einer Kollegialregierung, dem Zweikammerparlament 
sowie dem nicht ständigen BGer erwies sich als klug ausgestaltet und stabil. Der 
Grundrechtskatalog umfasste nur wenige Rechte, die gesamtstaatlich zu garan-
tieren waren, wie etwa die Rechtsgleichheit, die Niederlassungs- und Kultusfrei-
heit bloss für die christlichen Konfessionen oder die Presse- und die Vereinsfrei-
heit. Man hatte sich bei den Kompetenzen des Bundes und den Grundrechten auf 
ein Minimum geeinigt, das den Kantonen noch grossen Spielraum bewahrte und 
dadurch die Versöhnung nach dem Bürgerkrieg unterstützte. Die Defizite der 
Verfassung konnten später im Laufe der Integration der Kantone allmählich be-
hoben werden. 
III. Von der Zwangs- zur Willensnation: Totalrevision 
1872/1874 
Die moderne Schweiz der Epochenjahre 1798, 1803 und 1815 verdankt ihre 
Existenz – entgegen dem Rütli-Mythos – dem fremden Willen der europäischen 
Grossmächte. Diese Tatsache war so unangenehm, dass die schweizerische Poli-
tik und ein grosser Teil der Geschichtsschreibung sie lange Zeit verdrängt hatten 
(HILTY, Tagsatzung, 271). 
In den Jahren nach 1848 galt es, den fremden Willen zu einem eigenen zu ma-
chen. Mit der BV 1848 war die Basis dazu gelegt. Ermöglicht wurde dies durch 
eine Reihe von Massnahmen mit stark praktischem und zugleich symbolischem 
Gehalt. Ein wichtiger, nach innen gerichteter, gestaltender Akt war – nachdem 
die Vorlage einer eidgenössischen Universität in der BVers gescheitert war – die 
Gründung des eidgenössischen Polytechnikums im Jahr 1855. Damit wollte man 
im Sinne der Aufklärung für eine ausreichende Bildung in der Republik sorgen. 
Der gefundene Kompromiss bestand darin, dass dem Polytechnikum eine geis-
teswissenschaftliche Fakultät angegliedert wurde. Sie sollte zum kulturellen und 
geistig-ideologischen Zusammenhalt des Landes beitragen. In den folgenden 
Jahrzehnten sind bedeutende Geisteswissenschafter an der ETH diesem An-
spruch mehr als gerecht geworden (WILHELM OECHSLI [1851–1919], PAUL 
SEIPPEL [1858–1926], KARL MEYER [1885–1950], JEAN RUDOLF VON SALIS 
[1901–1996], KARL SCHMID [1907–1974]). 
Der Wille einer demokratischen Mehrheit, als Willensgemeinschaft die Organi-
sation des Bundes zu verstärken, führte schliesslich zu einer Totalrevision der 
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von 1866 (in der Volksabstimmung war einzig die – durch einen Handels- und 
Niederlassungsvertrag mit Frankreich notwendig gewordene – Niederlassungs-
freiheit für Schweizer Juden angenommen worden, weitere Individualrechte und 
Bundeskompetenzen wurden aber abgelehnt), Entwurf und Botschaft zu einer 
umfangreichen Partialrevision vor (BBl 1870 II 665 ff.). Nachdem aber anläss-
lich der Grenzbesetzung während des deutsch-französischen Krieges von 
1870/71 die Mängel in der Landesverteidigung offensichtlich geworden waren, 
erarbeiteten die Revisionskommissionen beider Räte einen Entwurf zu einer 
totalrevidierten Verfassung. Das Parlament beriet diesen vom 6. November 1871 
bis zum 5. März 1872. Der Bund erhielt neue Kompetenzen, etwa die Gesetzge-
bung im Zivil- und Strafrecht sowie die entsprechenden Prozessrechte. Die Ar-
mee wurde zur Bundessache und ihre Verwaltung zentralisiert. Die demokrati-
sche Bewegung hatte das Initiativrecht für BG und BB sowie die entsprechenden 
Referendumsrechte durchgesetzt. Der Verfassungsentwurf vom 5. März (AS X 
1870–1872, 731 ff.) vereinte schlussendlich zu viele Postulate und zog deshalb 
eine grosse Gegnerschaft auf sich. In der Abstimmung vom 12. Mai 1872 wurde 
er denn auch verworfen (HAFNER, Kontext, 28 f.). Das knappe Ergebnis 
(50,5 Prozent Nein) lud jedoch die Anhänger der Revision zu einem neuen Ver-
such ein. Das Lager der Revisionsgegner sollte durch Konzessionen an die Föde-
ralisten geschwächt werden. Der zweite Entwurf basierte zwar auf dem abge-
lehnten ersten Entwurf, die Bundeskompetenzen und die demokratischen Rechte 
wurden jedoch zurückgestutzt. Dafür enthielt er Kulturkampfbestimmungen als 
Reaktion auf das I. Vatikanische Konzil in Rom. Die Gegnerschaft in dieser 
zweiten Abstimmung war damit vorwiegend auf die Katholisch-Konservativen 
beschränkt. In der Volksabstimmung vom 19. April 1874 wurde die Vorlage mit 
340 199 zu 198 013 Volks- und 14 1/2 zu 7 1/2 Standesstimmen angenommen 
(BBl 1874 I 705, 708). 
Die aBV erforderte legislatorische Anpassungsarbeiten für die neuen Bundeszu-
ständigkeiten. So wurden etwa ein Gesetz für das nunmehr ständige BGer (vgl. 
RAINER J. SCHWEIZER, Die Errichtung des ständigen Bundesgerichts 1874, in: 
Clausdieter Schott/Eva Petrig Schuler [Hrsg.], Festschrift für Claudio Soliva, 
Zürich 1994, 295 ff.), ein schweizerisches Bürgerrechtsgesetz (1876), das (alte) 
OR (1884) und das SchKG (1889) geschaffen. Zusätzlich wurden die Bundes-
kompetenzen allmählich erweitert und eine entsprechende Gesetzgebung erlas-
sen. 1898 wurde die Vereinheitlichung des gesamten materiellen Zivil- und 
Strafrechts (Art. 64, 64bis aBV) beschlossen; das ZGB wurde 1911, das StGB 
jedoch erst 1942 in Kraft gesetzt. 
Der Wille zu einer schweizerischen Nation zeigte sich nicht nur in einer stärke-
ren Zentralisation ab 1874, sondern auch darin, dass der Bund verschiedene Ma-
terien von symbolisch-kulturellem Gehalt zu regulieren begann oder symboli-
sche Aktivitäten ausserhalb der Rechtsetzung entwickelte. So präzisierte er 1889 
22 
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das in einem Tagsatzungsbeschluss vom 4. Juli 1815 festgelegte Schweizerwap-
pen (BBl 1889 IV 630 ff.). Am 1. und 2. August 1891 wurden auf Anregung des 
Kantons Bern die erste grosse Bundesfeier zum 600. Jahrestag des Bundesbrie-
fes in Schwyz und Bern (BBl 1889 IV 1166 ff.; 1890 III 652 f.) und am 
11./12. Januar 1896 eine gesamtschweizerische Feier zum 150. Geburtstag von 
JOHANN HEINRICH PESTALOZZI (1746–1827) abgehalten (BBl 1897 I 624 f.). 
1894 wurden die Landesbibliothek und 1898 das Landesmuseum eröffnet. Wie-
derum auf Anregung des Kantons Bern beschloss der BR im Jahr 1899, dass zur 
Erinnerung an den Bundesbrief von 1291 alljährlich am 1. August von den Ge-
meinden ein «Festgeläute» durchzuführen sei (BBl 1899 IV 220; A. KLEY, Ge-
schichte, 463 ff.). Damit stand ein Tag fest, an dem der Nationalmythos zum 
Zwecke der Einigung zelebriert werden konnte. Es war kein Zufall, dass im Ers-
ten Weltkrieg, während der ideologischen Spaltung zwischen der deutsch- und 
der französischsprachigen Schweiz, GIUSEPPE MOTTA (1871–1940) 1915 die 
allererste 1. August-Rede eines Bundespräsidenten hielt. Sie wurde überall ab-
gedruckt (sogar in BBl 1915 III 59–66). In den Jahren neuer aussenpolitischer 
Bedrohung ab 1933 sollte der 1. August eine unerhörte Bedeutung erlangen. Der 
an diesem Tag zelebrierte nationale Heldenmythos sollte über die «geistige Lan-
desverteidigung» hinaus noch bis zum Ende des Ost-West-Konflikts 1989 an-
dauern (A. KLEY, Geschichte, 466 ff.; vgl. dazu hinten, Rz. 38). Der 1. August 
wurde aber erst in der Abstimmung vom 23. September 1993 ein gesetzlicher 
Feiertag des Bundes (vgl. Komm. zu Art. 110, Rz. 32 ff.). 
Auch die gesellschaftlich-sozialen Kräfte begannen sich gesamtschweizerisch  
zu organisieren. 1870 wurde in Bern der schweizerische Handels- und Industrie-
verein gebildet. 1888 wurden – nach zuvor gescheiterten Versuchen – der 
Schweizerische Gewerkschaftsbund und die Sozialdemokratische Partei (SPS) 
gegründet. 1894 folgten die Freisinnig-Demokratische Partei (FDP) und die 
Katholische Volkspartei (ab 1912 Konservative Volkspartei; heute Christlich-
demokratische Volkspartei, CVP). 1919 spaltete sich die Bürger-, Gewerbe- und 
Bauernpartei (BGB, heute Schweizerische Volkspartei, SVP) von den Freisinni-
gen ab. Von grosser Bedeutung war die allmähliche Einbindung der gesellschaft-
lichen Kräfte über das 1874 geschaffene fakultative Gesetzesreferendum. Dieses 
ermöglichte allen gesellschaftlich relevanten Gruppen eine Veto-Position in der 
Gesetzgebung. Das Veto liess sich durch die Einbindung in den politischen Pro-
zess überwinden (vgl. auch Vorbem. zu Art. 136–142, Rz. 15). Daher war es nur 
folgerichtig, dass 1891 mit JOSEPH ZEMP (Luzern, 1834–1908) per 1892 der 
erste konservative BR gewählt wurde und 1920 mit JEAN-MARIE MUSY (Frei-
burg, 1876–1952) ein zweiter Konservativer folgte. 1929 wurde mit RUDOLF 
MINGER (Bern, 1881–1955) der erste BGB-Bundesrat gewählt und 1944 mit 
ERNST NOBS (Zürich, 1886–1957) der erste Sozialdemokrat. Die Einbindung der 
referendumsfähigen Gruppen fand 1959 in der «Zauberformel», der parteipoliti-
24
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schen Zusammensetzung des BR, ihren Endpunkt. Die politischen Kräfte sind 
seitdem im BR proportional vertreten, und dies wurde 2003 zum Anlass ge-
nommen, die CVP-Bundesrätin RUTH METZLER nicht wiederzuwählen und 
durch CHRISTOPH BLOCHER, den Kandidaten der proporzberechtigten Partei 
(SVP), zu ersetzen. 
IV. Verfassungsrechtliche Entwicklung im 20. Jahrhundert 
Die verfassungsrechtliche Entwicklung erfuhr durch die zwei Weltkriege gewal-
tige Einschnitte. Der BR konnte gestützt auf ausserordentliche Vollmachten 
(«extrakonstitutionelles Notrecht») regieren (KÖLZ, Verfassungsgeschichte II, 
665 ff., 773 ff.; DIETRICH SCHINDLER, Notrecht und Dringlichkeit, Zürch 1942; 
ZACCARIA GIACOMETTI, Das Vollmachtenregime der Eidgenossenschaft, Zürich 
1945). Ausserhalb der formell in Kraft gebliebenen Verfassung installierte sich 
ein Vollmachtenregime der Exekutive, das die verfassungsmässige Ordnung in 
rechtsstaatlich fragwürdiger Weise durchbrach. Die dadurch erfolgte Ausweitung 
der Staatsaufgaben und die Zentralisation liessen sich auch nach dem Abbau der 
Vollmachten nicht mehr rückgängig machen. Vieles, was notrechtlich und eher 
versuchsweise eingeführt wurde, tauchte später in der ordentlichen Verfassungs- 
und Gesetzgebung wieder auf, so etwa der Kündigungsschutz für Mieter. 
Die bundesstaatliche Ordnung veränderte sich im 20. Jahrhundert erheblich. Die 
Verfassung wurde immer wieder revidiert und der Bund erhielt dadurch neue 
Aufgaben. Daran entzündeten sich auch die meisten politischen Auseinanderset-
zungen. Die Bundeskompetenzen im Bereich der Sozialversicherung wurden 
zügig geschaffen, so 1890 der Artikel über die Kranken- und Unfallversicherung 
(Art. 34bis aBV) oder 1925 die Verfassungsbestimmungen über die Alters-, Hin-
terlassenen- und Invalidenversicherung (Art. 34quater aBV). Die entsprechenden 
Gesetze kamen allerdings erst viel später, nämlich 1911 bzw. 1947, zustande und 
wurden in Referendumsabstimmungen angenommen. In der Volksabstimmung 
vom 6. Juli 1947 wurden auch die sog. «Wirtschaftsartikel» in die Verfassung 
eingefügt. Dadurch erhielt der Bund zahlreiche wirtschaftspolitische Kompeten-
zen. 
Das Gebiet der Kantone blieb lange Zeit unverändert. Erst 1978 wurde ein Ent-
scheid des Wiener Kongresses revidiert: Der schon 1814 geforderte Kanton Biel 
(HILTY, Tagsatzung, 331) wurde – in anderer Form und nach Norden verschoben 
– gegründet, nämlich als Kanton Jura. Diese Kantonsgründung hatte weitere 
Gebietsveränderungen zur Folge (1993 Übertritt des Laufentals zu Basel-Land 
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Die politischen Rechte wurden ebenfalls erweitert. Das Jahr 1891 brachte die 
Volksinitiative auf Partialrevision der BV (Art. 121 und 122 aBV). 1918 wurde 
nach zwei erfolglosen Volksinitiativen mit gleicher Stossrichtung in den Jahren 
1900 und 1910 die Wahl des NR nach dem Grundsatz der Proportionalität fest-
gelegt (Art. 73 aBV; KÖLZ, Verfassungsgeschichte II, 689 ff.). Diese Änderung 
kostete die Freisinnigen die absolute Mehrheit im NR und liess neu die Sozial-
demokraten als bedeutende politische Kraft ins Parlament einziehen. Im Gefolge 
des umstrittenen Gotthard-Vertrages mit Italien und Deutschland (1909) wurde 
1921 das Staatsvertragsreferendum eingeführt. Die Umschreibung der referen-
dumspflichtigen Staatsverträge war indes wenig glücklich (Beschränkung auf 
langfristige oder unbefristete Verträge, obwohl doch die Vertragsdauer über die 
tatsächliche Bedeutung eines Vertrags nichts aussagt) und musste 1977 neu ge-
fasst werden (Art. 89 Abs. 3 aBV). Änderungen gab es auch beim Dringlich-
keitsrecht. Nach der ursprünglichen Dringlichkeitsklausel konnten referendums-
pflichtige BG und BB dem Referendum ganz entzogen werden. Die häufige 
Anrufung der Dringlichkeitsklausel beseitigte das Gesetzesreferendum auf kal-
tem Wege (KÖLZ, Verfassungsgeschichte II, 763 ff.). Eine erste, 1939 ange-
nommene Volksinitiative schuf nur ungenügend Abhilfe. 1949 obsiegte eine 
zweite Volksinitiative an der Urne, die das Dringlichkeitsrecht in Art. 89bis aBV 
(Art. 165 BV) neu ordnen und dadurch eine «Rückkehr zur direkten Demokra-
tie» erreichen wollte. Das allgemeine Erwachsenenstimmrecht wurde 1971 (im 
Hinblick auf den Beitritt zur EMRK) eingeführt, nachdem 1959 eine Frauen-
stimmrechtsvorlage noch abgelehnt wurde. Nach einem erfolglosen Versuch 
1979 führte der Verfassungsgeber 1991 als «würdiges Geschenk an die Jugend 
zur 700-Jahr-Feier» (BBl 1990 I 1167) das Stimm- und Wahlrechtsalter 18 ein 
(Art. 74 aBV). Die Volksrechtsreform von 2003 führte punktuelle Änderungen 
herbei, besonders betr. Staatsvertragsreferendum. 
Die Organisation der Bundesbehörden wurde wenig geändert, obwohl sich das 
politische Schwergewicht von der BVers auf den BR verschob. Die Totalrevision 
von 1874 errichtete ein ständiges BGer, das seine Tätigkeit anfangs 1875 auf-
nahm. 1914 wurde Art. 114bis aBV eingefügt, wonach das BGer zusätzlich als 
oberstes Verwaltungsgericht des Bundes amtete. Dessen Kompetenzen wurden 
auf Gesetzesstufe indessen nur zögerlich ausgebaut. 1917 wurde in Luzern das 
EVG für die Rechtsprechung in den Materien der Sozialversicherung geschaffen 
und auf den 1. Januar 2007 formell mit dem BGer vereinigt, nachdem es 1968 zu 
einer eigenständigen Abteilung des BGer geworden war. Andere Reformvorha-
ben des BR kamen nicht zustande (z.B. Volkswahl des BR, Regierungsreform 
etwa mittels Erhöhung der Mitgliederzahl). 
Der Verfassungstext erfuhr in seinem Grundrechtsteil wenige Änderungen. 1969 
fand die Eigentumsgarantie als Art. 22ter aBV Aufnahme, nachdem das BGer sie 
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in ZBl 1961, 72). Der Beitritt zur EMRK 1974 machte vorgängig die Streichung 
einiger konfessioneller Ausnahmeartikel notwendig (1973). Die Rechte der 
EMRK treten neben jene der BV. 1981 wurde die Gleichberechtigung der  
Geschlechter anerkannt (Art. 4 Abs. 2 aBV, vgl. FELIX HAFNER, Der Weg zur 
Realisierung der Rechtsgleichheit, in: Alfred Dufour/Victor Monnier [Hrsg.], 
Bonaparte, la Suisse et l'Europe, Genève etc. 2003, 211 ff.). 1992 wurde für Mi-
litärdienstverweigerer ein ziviler Ersatzdienst eingeführt, nachdem 1977 und 
1984 entsprechende Vorlagen noch gescheitert waren. Eine Reihe von verfas-
sungsmässigen Rechten waren zudem in der aBV nicht kodifiziert, aber vom 
BGer seit den 1960er Jahren als ungeschriebene Grundrechte anerkannt (vgl. 
Komm. zu Art. 29a, Rz. 2). 
Im 20. Jahrhundert gab es verschiedene gesellschaftliche Bewegungen für eine 
Totalrevision der BV von 1874. Nach dem Ersten Weltkrieg wurde die Totalrevi-
sion gefordert (vgl. AB N 1918 481 ff.; AB N 1919 224 ff., 246 ff.; AB S 1919 
32, überwiesene Motion Scherrer-Füllemann; vgl. auch die Darstellung im Ber. 
BR 1985, 7). Angesichts der drängenden sozialen Probleme, die mit Teilrevisio-
nen der Verfassung angegangen wurden, trat das Bestreben auf eine vollständige 
Revision jedoch in den Hintergrund. Die Motion Scherrer-Füllemann wurde 
schliesslich 1946 unerledigt abgeschrieben (Geschäftsbericht BR 1946, 103). In 
den 1930er Jahren reichten die Frontisten eine Volksinitiative auf Totalrevision 
der BV ein, mit welcher sie die Schweiz zu einem autoritären Ständestaat um-
funktionieren wollten (HAFNER, Kontext, 32 ff.). Am 8. September 1935 wurde 
die Initiative klar verworfen, obwohl dem Anliegen auch von katholisch-
konservativer Seite eine gewisse Sympathie entgegengebracht wurde. 1946 
reichte der Kanton Basel-Stadt eine Standesinitiative auf Totalrevision der BV 
ein, wozu der BR erst 1959 einen (ablehnenden) Bericht vorlegte (BBl 1959 II 
1294 ff.). Die beiden Räte folgten 1960 dem Antrag des BR (vgl. die ausführli-
che Darstellung im Ber. BR 1985, 7–11). Es bedurfte noch eines äusseren An-
stosses durch eine Krise, damit sich ein weiterer Versuch einer Totalrevision 
folgenreicher weiterentwickeln konnte. 
V. Vom «Helvetischen Malaise» zur Bundesverfassung 1999 
1964 veröffentlichte der Basler Staatsrechtsprofessor und spätere NR MAX IM-
BODEN (1915–1969) im Gefolge der Mirage-Affäre (erhebliche Kreditüber-
schreitungen beim Kauf von Kampfflugzeugen) die Schrift «Helvetisches Malai-
se». Sie veranlasste 1965 (übrigens ohne gegenseitige Absprache, vgl. PETER 
DÜRRENMATT, Zeitwende, Luzern 1986, 163) die Parlamentarier DÜRRENMATT 
und OBRECHT, in beiden Räten Motionen für eine Totalrevision der BV einzurei-
31 
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chen (Ber. BR 1985, 1 ff.). Diese wurden überwiesen und lösten Revisionsarbei-
ten aus. Eine erste Expertengruppe unter dem Vorsitz von alt BR FRIEDRICH 
TRAUGOTT WAHLEN (1899–1985) stellte einen Fragebogen zusammen. Aus den 
Antworten der Kantone, der Parteien und der Universitäten (1968) erarbeitete 
die Kommission 1973 einen Schlussbericht (Ber. Wahlen). Die Arbeiten wurden 
unter BR KURT FURGLER 1974 fortgeführt. In seiner Eröffnungsansprache an die 
Arbeitsgruppe sagte FURGLER am 9. Mai 1974: «Eine Erneuerung unserer Bun-
desverfassung [muss] die fundamentalen, langfristigen Hauptgrundsätze des 
Staatswesens […] als Grundorientierung für Bürger und Behörden sichtbar ma-
chen. Die Verwirklichung dieses Leitgrundsatzes bedeutet für mich, dass die 
wesentlichen, staatsleitenden Grundsätze in einer neuen Bundesverfassung über-
sichtlich zu ordnen und prägnant zu formulieren sind.» FURGLER schloss seine 
Rede: «Und nun ans Werk!» (Schweizerisches Bundesarchiv [BAR], Reden BR 
Kurt Furgler; Zeitraum: 1974; Bestand: E 1110 (A); Akzession: 1985/129; Be-
hältnis: Bd. 24; Aktenzeichen: 3; Dossiertitel: Ansprachen von Bundesräten und 
Chefbeamten). Die Expertenkommission für die Totalrevision der BV verab-
schiedete 1977 einen Bericht und einen Verfassungsentwurf (Ber. Furgler 1977, 
resp. VE 77). Dieser stiess in der Vernehmlassung wegen seines ausgreifenden 
Charakters auf Ablehnung (1980). Die Arbeiten gerieten ins Stocken und der 
federführende BR FURGLER wechselte 1983 ins Volkswirtschaftsdepartement. 
Seine Nachfolgerin im Departement, ELISABETH KOPP, nahm die Arbeiten wie-
der auf und liess dem Parlament einen Bericht mit einer Modell-Studie (1985) 
vorlegen (Ber. BR 1985). Der BR beantragte dem Parlament die Weiterführung 
der Arbeiten; in seinem Bericht findet sich die interessante Formulierung, dass 
eine «Verfassung, die seit über 100 Jahren Schritt für Schritt nur nachgeführt 
wird und den vielfältigen Veränderungen nur notdürftig angepasst worden ist», 
zwangsläufig an Substanz und Kraft verliere (Ber. BR 1985, 103). Damit war ein 
entscheidender Begriff gefallen, freilich mit einem negativen Unterton. 
Der Basler Staatsrechtslehrer KURT EICHENBERGER (1922–2005) hatte in einem 
Zeitungsartikel eine nunmehr positiv verstandene «Nachführung» vorgeschla-
gen: «Die Bundesverfassung in Ordnung zu bringen, ihre Mängelliste abzubauen 
und sie gegenwartsnah zu formen, sie also nachzuführen und aufzubereiten, das 
wäre vom Stand des Verfassungsrechts her betrachtet, bereits viel. Es wäre das 
Mögliche» (NZZ vom 12. Mai 1986, 19; s. auch Botsch. VE 96, 38; EHRENZEL-
LER, Konzept und Gründe, 649 f., mit Fn. 18, 26; HAFNER, Kontext, 39 f.). Nach 
dem politisch nicht realisierbaren Entwurf der Kommission FURGLER sollte die 
neue Verfassung wenigstens in sprachlicher Hinsicht an die Gegenwart herange-
führt werden. Der Beitrag von EICHENBERGER überzeugte die Parlamentarier 
vielleicht mehr als die Begründung im Bericht des BR von 1985. Mit Beschluss 
vom 3. Juni 1987 beauftragte das Parlament den BR, einen Entwurf vorzulegen 
(Nachführungsbeschluss). Der Auftrag wurde in dessen Art. 3 präzisiert: «Der 
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Entwurf wird das geltende geschriebene und ungeschriebene Verfassungsrecht 
nachführen, es verständlich darstellen, systematisch ordnen sowie Dichte und 
Sprache vereinheitlichen.» Eine grundsätzliche Neukonzeption, wie noch im 
Entwurf von 1977 (VE 77) vorgesehen, sollte nicht mehr angestrebt werden. Im 
EJPD musste infolge einer Indiskretion mit anschliessender Vertuschung BR 
ELISABETH KOPP zurücktreten (vgl. BGE 116 IV 56). Die Arbeiten um die Total-
revision wurden von BR ARNOLD KOLLER fortgesetzt. 
Die Bedingungen der weiteren Arbeiten an der Totalrevision waren ungünstig. 
Der Fichenskandal im Gefolge der KOPP-Affäre hatte eine PUK (vgl. BBl 1990 I 
637 ff.) und viel Unmut hervorgerufen sowie die Jubiläumsfeierlichkeiten von 
1991 getrübt. Das politische Klima wurde zusätzlich durch das EWR-Nein vom 
6. Dezember 1992 belastet, sodass sich die darauf eingesetzten Verständigungs-
kommissionen von National- und Ständerat überlegten, wie der Graben zwi-
schen den Sprachregionen überwunden werden könnte (BBl 1994 I 17 ff.). Sie 
empfahlen unter anderem die Feier des Jubiläums von 1998, die Durchführung 
einer Landesausstellung und die «Totalrevision der Bundesverfassung, um eine 
politische Revitalisierung unseres Landes zu ermöglichen» (BBl 1994 I 44). Die 
Durchführung der Totalrevision wurde ferner durch eine Motion parlamentarisch 
unterstützt (Motion Josi Meier «Totalrevision der Bundesverfassung» vom 
29. November 1993 [93.3218]; Botsch. VE 96, 28; EHRENZELLER, Konzept und 
Gründe, Fn. 23). Die Totalrevision war eine Strategie, um das eigene Haus in 
Ordnung zu bringen (KOLLER, Entstehung, 3), bevor weitere europa- und re-
formpolitische Richtungsentscheidungen zu fällen waren. 
Der BR legte im Sommer 1995 einen nachgeführten Verfassungsentwurf mit 
einem Bericht vor (VE 95; Erläuterungen zu VE 95), welcher bis zum Februar 
1996 einer breiten Volksdiskussion unterzogen wurde. Gestützt auf die positiven 
Resultate der Vernehmlassung (Ergebnisse Vernehmlassungsverfahren) unter-
breitete er darauf am 20. November 1996 dem Parlament Botschaft und Verfas-
sungsentwurf (Botsch. VE 96, 1 ff., 589 ff.). Dabei blieb der Spielraum für poli-
tische Gestaltung gering, aber immerhin war er grösser als zuerst angenommen. 
Das erfolgreiche Konzept für die Nachführung wurde von BR ARNOLD KOLLER 
entwickelt und erwies sich als tragfähig. Es bestand darin, dass die eigentlichen 
Reformanliegen aus dem Vorhaben ausgegliedert und als separate Reformprojek-
te parallel weitergeführt werden sollten (KOLLER, Entstehung, 4). Damit sollte 
sich das Vorhaben am politisch Möglichen orientieren und nicht durch Reform-
anliegen, die keine Mehrheit fanden, gefährdet werden (vgl. ARNOLD KOLLER, 
Verfassungserneuerung in bewegter Zeit: eine Chance für die Schweiz, ZSR 
1998 I 103 ff.). Das Parlament hatte freilich «konsensfähige Neuerungen» den-
noch zugelassen, rund 20 fanden Eingang in den Text (vgl. Votum Rhinow [Be-
richterstatter VK-S], AB S Verfassungsreform 6; EHRENZELLER, Konzept und 
Gründe, 653 und Fn. 53). Die parlamentarischen Beratungen sollten im Jubi-
34 
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läumsjahr 1998 «150 Jahre Bundesstaat» erfolgen (Votum Rhinow [Berichter-
statter VK-S], AB S Verfassungsreform 3; KOLLER, Entstehung, 4). Dessen 
Schwung sollte nicht nur dem Parlament, sondern auch dem Volk dienen. Nicht 
zuletzt war die neue Verfassungsgebung ein gemeinsames Projekt der Sprach-
gemeinschaften, das den Zusammenhalt nach dem EWR-Nein vom 6. Dezember 
1992 wieder erneuern sollte. Der zügige Fahrplan konnte eingehalten werden: 
Die BVers verabschiedete die Verfassung am 18. Dezember 1998 (BB nBV). 
Die Vorlage wurde in der Volksabstimmung vom 18. April 1999 knapp ange-
nommen (ca. 40 Prozent Nein-Stimmen und 10 ablehnende Kantone bei einer 
Stimmbeteiligung von 35 Prozent; Art. 1 BRB Volksabstimmungsergebnis). Im 
Abstimmungskampf waren Einwände gegen tatsächliche und vermeintliche 
Neuerungen laut geworden. So machten etwa die Schützenverbände bei der 
Streichung von Art. 18 Abs. 3 Satz 2 aBV eine «Entwaffnung der Wehrmänner» 
geltend. Die Rolle der Schützen, die im 19. Jahrhundert die Träger des liberalen 
Bundes waren (vgl. vorne, Rz. 11), hatte sich nachgerade umgekehrt. Angesichts 
der Polemik stellte der BR vier Tage vor der Abstimmung fest, «dass die sachli-
che Diskussion, die er von Anfang angestrebt hat, in der letzten Zeit ernsthaft in 
Frage gestellt wurde» (Presseerklärung vom 14. April 1999). Die revidierte Ver-
fassung trat am 1. Januar 2000 in Kraft (Art. 1 BB Inkraftreten nBV). 
VI. Reformpakete seit 2000 und Ausblick 
Die neue BV ist seit 2000 durch Annahme verschiedener Reformpakete in wich-
tigen Punkten geändert worden: so durch die Justizreform vom 12. März 2000 
(Reformpaket C der Vorlage des BR; Botsch. VE 96 [J], 489 ff., 640 ff.; BB 
Justizreform; aber ohne Einführung der Verfassungsgerichtsbarkeit im Bund) 
und die Volksrechtsreform vom 9. Februar 2003 (Reformpaket B der Vorlage des 
BR; Botsch. VE 96 [V], 436 ff., 635 ff.; BB Volksrechtsreform). Dieses paket-
weise Vorgehen erwies sich als zielführend, deshalb erfolgten noch weitere Re-
formpakete wie die Reform des Finanzausgleichs (BB NFA, angenommen in der 
Volksabstimmung vom 28. November 2004) sowie die Neuordnung der Verfas-
sungsbestimmungen zur Bildung (BB Bildungsverfassung, angenommen in der 
Volksabstimmung vom 21. Mai 2006). Dazu kamen die Streichung des für die 
Totalrevision gefährlichen Bistumsartikels (10. Juni 2001; vgl. Komm. zu 
Art. 72, Rz. 24), die Einfügung der Schuldenbremse (Art. 126, 159 Abs. 3 Bst. c, 
2. Dezember 2001) und der als Verfassungsänderung beschlossene UNO-Beitritt 
(Art. 197, 3. Dezember 2002). 
Die schweizerische Verfassungsgeschichte weist zwei Charakteristika auf: Zu-
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scheid, die Schweiz als Staat des 19. Jahrhundert in die Zukunft zu entlassen, 
wurde durch die europäischen Grossmächte gefällt (vorne, Rz. 5 f., 15 f. und 
19). Die Einwohner der Schweiz liessen es zu, dass das Staatsgebilde mit Ideen 
und Einrichtungen des ausländischen Republikanismus angereichert wurde. Die 
europäische Vormundschaft über die Schweiz bis 1848 und darüber hinaus kann 
die Europa-Distanz der Bevölkerung miterklären. Zum andern ist der liberale 
Staat gegen den Willen der ehemaligen Sonderbundskantone geschaffen worden. 
Insoweit ist festzustellen, dass die ehemaligen Sonderbundskantone bisher die 
Verfassungsvorlagen von 1848, 1872 und 1874 abgelehnt haben. Die Verfassung 
von 1999 haben die «Wiege der Schweiz» (UR, SZ, OW, NW) sowie der ehema-
lige Sonderbundskanton Wallis weiterhin abgelehnt (A. KLEY, Geschichte, 473). 
Die Schweiz ist ein willentlich geschaffenes Gebilde, das sich den fremden Wil-
len zu eigen machte und mit Symbolen und Mythen zu stützen versuchte. Dieses 
Unterfangen, eine Willensnation zu schaffen, gelang. Freilich erweisen sich die 
Mythen von der ungebrochenen jahrhundertealten Tradition der Schweiz als 
gefährlich. Denn sie verstellen den Blick auf die vergangenen realen Gescheh-
nisse und verschleiern die gegenwärtigen Gefahren. Mit dem Fall des «Eisernen 
Vorhangs» im Jahre 1989 ist eine entscheidende Bedrohung aus Europa ver-
schwunden. Die Staatsgründungsmythologie des Rütli hat das erforderliche Ge-
genüber, nämlich die aussenpolitische Bedrohungslage, verloren und damit ein 
grosses Stück ihrer Existenzberechtigung eingebüsst. Freilich wird diese Er-
kenntnis erst langsam bewusst. Aber sie bietet die Chance, die reale und unhe-
roische Verfassungsgeschichte des 18. und 19. Jahrhundert anzunehmen. 
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